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Vorwort 

Der Leitfaden zur Föderalismusreform möchte Orientierungshilfen für die Beschäfti-

gung mit diesem Thema geben. Er baut auf den Maßnahmen (Veranstaltungen und 

Publikationen) auf, die im Rahmen des Projekts Föderalismusreform der Konrad-

Adenauer-Stiftung durchgeführt wurden.  

 

Der Föderalismus und die gegenwärtige Reformdiskussion in Deutschland werden 

unter verschiedenen Aspekten vorgestellt: demokratietheoretische Begründung, spe-

zifische Merkmale des deutschen Föderalismus sowie Reforminitiativen und Reform-

konzepte in der aktuellen Diskussion. Außerdem setzt sich der Leitfaden mit der Stif-

tungsallianz „Bürgernaher Bundesstaat“ und mit der gemeinsamen Kommission von 

Bundestag und Bundesrat zur Modernisierung der bundesstaatlichen Ordnung aus-

einander. Literaturhinweise und eine Expertenliste liefern praktische Hinweise, die 

den Zugang zum Thema erleichtern. 

 

Die föderale Ordnung ist im Grundgesetz als ein festes Prinzips verankert und hat 

maßgeblich zur Stabilität der Demokratie in Deutschland beigetragen. Gleichwohl ist 

der Föderalismus seit Gründung der Bundesrepublik Gegenstand wissenschaftlicher 

und politischer Diskussionen, in denen häufig Machtfragen und Fragen der politi-

schen Durchsetzbarkeit von Reformen in den Vordergrund treten, anstatt die  

Bedeutung einer Föderalismusreform für die Demokratie in Deutschland zu  

reflektieren. 
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1. Demokratietheoretische Begründung des Föderalismus 

Eine föderative Ordnung bildet politische Einheit, ohne die Besonderheiten der  

Glieder aufzuheben; sie verbindet also Vielfalt und Einheit miteinander. Ein  

lebendiger Föderalismus lebt von der Wahrung regionaler Vielfalt und der Individuali-

tät seiner Glieder, der Länder. Aber Sinn und Aufgabe der föderativen Ordnung  

erschöpfen sich nicht im Akt der Staatsbildung. 

 

Die vertikale Gewaltenteilung zwischen Bund und Ländern trägt maßgeblich zur 

Machtbegrenzung und Kontrolle von Machtausübung bei. Der Föderalismus beför-

dert damit in größtmöglichem Maße politische Teilhaberechte der Bürgerinnen und 

Bürger. Dezentrale Verankerung von Verantwortung in einer größeren politischen 

Gemeinschaft ist aber nicht nur eine demokratische Forderung sondern auch eine 

höchst pragmatische Notwendigkeit; denn eine wesentliche Stärke föderaler Ordnung 

liegt darin, dass politische und wirtschaftliche Herausforderungen flexibel bewältigt 

werden können und eine Vielzahl politischer Lösungen angeboten wird.  

 

Diese Vielfalt befördert politisches Lernen und die Suche nach den besten Möglich-

keiten für Problemlösungen. Ein gut funktionierender Föderalismus organisiert durch 

bürgerliches Engagement effizient gesellschaftliche Lernprozesse. Die Bürger testen 

sozusagen im föderalen Staat unterschiedliche Lösungsvorschläge für gesellschaft-

liche Herausforderungen gleichzeitig. Das hat einerseits positiv zur Folge, dass  

politische Fehler bei der Bewältigung von Problemen im Unterschied zum Zentral-

staat nicht landesweit gemacht werden. Andererseits können erfolgreiche Problem-

lösungen Grenzen überschreiten und durch politische Lernprozesse dann zum All-

gemeingut werden. Zugleich werden durch solche Lernprozesse Kosten minimiert 

und Problemlösungsmöglichkeiten nehmen zu. Das schließt zwar auch im Födera-

lismus Fehlentscheidungen nicht aus. Aber die föderale Ordnung ist prinzipiell  

flexibler als andere politische Ordnungssysteme und sie garantiert, sofern die Auf-

gaben von Bundes- und Landesebene zureichend entflochten sind, ein hohes Maß 

an Legitimation für politisches Entscheiden. 

 

Regionales Handeln konstituiert alleine schon Vielfalt im Föderalismus. Regionale 

und kommunale Repräsentation ist insofern demokratiesichernd und schafft zugleich 
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Bürgernähe. Die Förderung regionaler Präferenzen entspricht einem gesellschaft-

lichen Bedürfnis und ist Ausdruck einer lebendigen Demokratie. Das Spektrum der 

Repräsentation von Kommunalparlamenten über Landesparlamente bis zum Bun-

destag eröffnet dem Bürger vielfältige Zugänge zur Politik, lässt die Möglichkeit zu, 

mit politischen Alternativen oder neuen politischen Bewerbern bzw. Parteien zu  

„experimentieren“, und bietet zugleich mit den lokalen und regionalen politischen  

Arenen Ausbildungsorte für politisches Personal an. 

 

In Verbindung mit dem Subsidiaritätsprinzip und dem Konnexitätsprinzip bietet 

der Föderalismus die besten Voraussetzungen für einen bürgernahen Staat, der 

Problemlösungen ermöglicht, die den Interessen der Bürgerinnen und Bürger vor Ort 

Rechnung tragen. Das Subsidiaritätsprinzip spricht die Kompetenzfrage und die Fra-

ge der gesellschaftlichen Eigenverantwortlichkeit an. Es verpflichtet jede höhere  

Ebene im föderalen Staatsaufbau dazu, zu begründen, warum eine Aufgabe nicht auf 

der nachgeordneten Ebene erledigt werden kann. Die mehrstufige staatliche Ord-

nung sichert die echte Selbstverwaltung kleinerer Einheiten und ihre Verbindung mit 

den übergeordneten Einheiten. In gewissem Sinne ist Föderalismus also angewand-

tes Subsidiaritätsprinzip. 

 

Nur die konsequente Anwendung des Subsidiaritätsprinzips auf den verschiedenen 

staatlichen Ebenen führt dazu, dass politische Entscheidungen möglichst nahe am 

Bürger getroffen werden. Bürgernähe setzt jedoch auch voraus, dass die politischen 

Strukturen und Entscheidungsprozesse transparent sind. Dezentralisierung und Ver-

lagerung von Aufgaben und Kompetenzen auf die kleinen Einheiten erhöhen zudem 

im positiven Sinne den Rechtsfertigungsdruck für die Gebietskörperschaften.  

Subsidiarität hängt eng mit Konnexität zusammen. Konnexitätsprinzip heißt, Rege-

lungs-, Durchführungs- und Finanzierungsverantwortung miteinander verknüpfen. 

Wenn Durchführung und Finanzierung einer Aufgabe in einer Hand liegen, ist die 

Macht der Regelungsinstanz zu begrenzen. Die konsequente Anwendung dieses 

Prinzips verbindet die politische Verantwortung für die Aufgabenerfüllung mit der  

politischen Verantwortung für ihre Finanzierung. Sie verhindert, dass die Kosten von 

der höheren politischen Ebene auf die unteren überwälzt werden. Nur dann ,wenn 

ausgabenwirksame Gesetze auf der politischen Ebene vollständig finanziert werden, 
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auf der sie beschlossen wurden, wird auch im politischen Alltag deutlich, wer für  

Belastungen der Bürger tatsächlich verantwortlich ist.1

                                           
1  Siehe hierzu: Roland Sturm: Bürgergesellschaft und Bundesstaat. Demokratietheoretische Be-

gründung des Föderalismus und der Föderalismuskultur. Gutachten im Auftrag der Konrad-
Adenauer-Stiftung und der Bertelsmann Stiftung. Forum Föderalismus 2004, Gütersloh 2004. 
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2. Merkmale des deutschen Föderalismus 

Der deutsche Föderalismus war im Unterschied zu anderen, traditionellen Bundes-

staaten wie die USA oder die Schweiz zu keiner Zeit am Ideal einer eindeutigen Auf-

gabentrennung der Bundes- und Landesebene orientiert. Vielmehr herrschte bereits 

in den Verfassungen von 1871 und 1919 eine gesamtstaatliche Zusammenarbeit 
unter funktionalen Aspekten vor; d.h. die verschiedenen staatlichen Ebenen sind 

für unterschiedliche Aufgaben verantwortlich.  

 

Die Konstruktionsprinzipien des Grundgesetzes verpflichten Bund und Länder zur 

engen Zusammenarbeit bei einer Vielzahl staatlicher Aufgaben und Kompetenzen. In 

der geschichtlichen Entwicklung der Bundesrepublik Deutschland hat sich die  

Kooperation zunehmend verstärkt mit der Folge, dass die Entscheidungsebenen 

zwischen dem Bund und den Ländern immer stärker verflochten und vermischt wur-

den. Eine markante Zäsur bildet die Verfassungsreform von 1969. Sie hat dem 

Bund die Befugnis eingeräumt, die Länder auf eine einheitliche Linie in der Konjunk-

tur- und Haushaltspolitik zu verpflichten. Im Gegenzug haben die Länder über den 

Bundesrat weitreichende Zustimmungsrechte erhalten. So können zwar die  

Länder(exekutiven) über den Bundesrat, der rund 60 Prozent aller Bundesgesetze 

zustimmen muss, die Kompetenzverluste kompensieren, aber das Gewicht der  

Landesparlamente hat massiv abgenommen.  

 

Der Verlagerung von originären Gesetzgebungskompetenzen der Länder auf den 

Bund durch extensive Auslegung der konkurrierenden Gesetzgebung hat lange Zeit 

die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zu Art. 72 Abs. 2 GG Vorschub 

geleistet. Zwar wurde mit Verfassungsänderung von 1994 die hier verankerte  

Bedürfnisklausel modifiziert. An die Stelle der „Wahrung der Einheitlichkeit der  

Lebensverhältnisse“ ist die „Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse“ getreten. 

Aber der Autonomieverlust der Länder konnte damit nicht wirkungsvoll eingedämmt 

werden. Der gesetzgeberische Beurteilungsspielraum des Bundes ist weiterhin  

nahezu unkontrolliert und unbeschränkt geblieben. Das Bundesverfassungsgericht 

hat sich in einem Urteil des 2. Senats vom 24 Oktober 2002 erstmals mit der Proble-

matik auseinandergesetzt, inwiefern „Bedürfnis“ justitiabel ist. Es kommt zu dem 

Schluss: „Das bundesstaatliche Rechtsgut gleichwertiger Lebensverhältnisse ist 
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vielmehr erst dann bedroht und der Bund erst dann zum Eingreifen ermächtigt, wenn 

sich die Lebensverhältnisse in den Ländern der Bundesrepublik in erheblicher, das 

bundesstaatliche Sozialgefüge beeinträchtigender Weise auseinanderentwickelt  

haben oder sich eine derartige Entwicklung konkret abzeichnet.“2 Das Grundgesetz 

lässt nach Auffassung des Gerichts auf allen in Art. 74 (konkurrierende Gesetz-

gebung) und Art. 75 (Rahmengesetzgebung) GG genannten Gebieten eine Rechts-

vielfalt prinzipiell zu. 

 

Die Ausweitung des Beteilungsföderalismus und damit verbunden die Verlagerung 

ursprünglicher Kompetenzen der Länder auf den Bund, aber auch die verstärkte Ein-

flussnahme des Bundes in den Bereichen, die in der Kompetenz der Länder verblie-

ben sind, sind wesentliche Charakteristika des bundesdeutschen Föderalismus. Das 

findet auch seinen Niederschlag in der Finanzordnung. Die Finanzordnung hat in 

einem föderativen System mehrere Aspekte zu klären: Sie beantwortet grundsätzlich 

die Frage, welche Ebene im Bundesstaat für die Finanzierung welcher Staatsaufga-

be aufkommen muss. Damit die Ebenen ihre Aufgaben erfüllen können, muss ihnen 

ein Anteil am Steueraufkommen zustehen. Die Finanzverfassung legt außerdem fest, 

ob der Zentralstaat oder die Gliedstaaten die Steuergesetze erlassen. Sie bestimmt 

weiterhin die Ertragshoheit, also wie sich die gesamten Einnahmen des Staates auf 

die verschiedenen bundesstaatlichen Ebenen aufteilen. Schließlich regelt sie den 

Finanzausgleich, also welche Transfers zwischen Zentralstaat und Gliedstaaten bzw. 

den Gliedstaaten untereinander durchgeführt werden. Die Verteilung der Kompeten-

zen in der Finanzverfassung lehnt sich an die Systematik des VII. Abschnitts des 

Grundgesetzes an, der die Gesetzgebungskompetenzen zwischen Bund und Län-

dern regelt. In der Finanzverfassung ist jedoch nicht ausdrücklich festgelegt, wie die 

einzelnen Steuern inhaltlich zu gestalten sind und wo die verfassungsrechtlichen 

Grenzen der Steuerbelastung liegen. 

 

Die in Art. 106 GG geregelte Steuerverteilung ist ein wesentlicher Kritikpunkt an der 

Finanzordnung. Zwar hat sich das Grundgesetz in Art. 106 Abs. 1 und Abs. 2 für ein 

Trennsystem bei der Verteilung des Steueraufkommens entschieden und dort 

ausdrücklich festgelegt, welche Steueraufkommen dem Bund und welche den Län-

                                           
2  BVerfGE, 2 BvF 1/01. 
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dern zustehen. Aber ist für die ertragsreichsten Steuern, das sind die Einkommen-, 

Umsatz- und die Körperschaftsteuer, besteht ein Verbundsystem, nach dem die An-

teile auf die Gebietskörperschaften verteilt werden (Art. 106 Abs. 3 GG). Auf diese 

Gemeinschaftsteuern des Bundes und der Länder entfallen fast drei Viertel des 

Steueraufkommens. Da neben diesen Steuern auch fast alle Steuern, für die das 

Trennsystem gilt, durch Bundesgesetz geregelt sind, bleibt den Ländern kaum Raum 

für eigene Steuergesetzgebung. Hierin liegt auch einer der Gründe für die gegenwär-

tige Finanzkrise der Länder und Kommunen; denn beide Gebietskörperschaften  

können Steuereinbrüche aus eigener Kraft nur schwerlich kompensieren. Die Länder 

haben bei Schwankungen der Haushalte nur die Möglichkeit, über Ausgabenkürzung 

oder über Verschuldung Defizite auszugleichen. Außerdem sind viele Ausgaben von 

Ländern und Kommunen durch Bundesgesetze festgeschrieben. 

 

Maßgeblich mitverantwortlich für die Politikverflechtung und für die Verwischung von 

Verantwortlichkeiten sind Mischfinanzierungen, die in Deutschland eine Tradition 

haben. Sie betreffen die Ausnahmen vom Konnexitätsprinzip bei der Bundes-

auftragsverwaltung (Art. 104 a Abs. 2 GG), den Geldleistungsgesetzen (Art. 104 a 

Abs. 3 GG), den Investitionshilfen des Bundes (Art. 104 a Abs. 4 GG) und den Sozi-

alversicherungszuschüssen (Art. 120 GG). Hierunter fallen auch die Gemein-
schaftsaufgaben nach Art. 91 a und 91 b GG (Aus- und Neubau von Hochschulen, 

Verbesserung der regionalen Wirtschafts- und Agrarstruktur, Küstenschutz sowie 

freiwillige Zusammenarbeit bei der Wissenschafts- und Forschungsförderung). Die 

Gemeinschaftsaufgaben verpflichten Bund und Länder zur gemeinsamen Planung, 

Entscheidung und Finanzierung bei Aufgaben, die grundsätzlich in den Kompetenz-

bereich der Länder fallen.  

 

Erste Reformschritte mussten nach einer Klage der Länder Bayern und Baden-

Württemberg vor dem Bundesverfassungsgericht 1998 gegen den damals geltenden 

Finanzausgleich eingeleitet werden. Das Bundesverfassungsgericht urteilte in  

seinem Entscheid vom 11.11.1999 als Normenkontrollinstanz systemimmanent. d.h. 

im Rahmen der gegebenen Finanzordnung des Grundgesetzes. Es gab jedoch in 

seiner Urteilsbegründung auch den Beschwerdeführern Recht: „Mit einer gewissen 

historischen Berechtigung könne die Bewahrung der historischen Individualität der 

verschiedenen Länder und der regionalen Pluralität Deutschlands als wichtiges Ziel 
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der bundesstaatlichen Ordnung gelten. Voraussetzung sei allerdings ein gewisses 

Maß an Finanzautonomie (...) Die vom Bundesstaatsprinzip intendierte bessere Auf-

gabenerfüllung durch dezentrales und sachnäheres Entscheiden sowie das vom 

Bundesstaatsprinzip gesicherte Maß an Wettbewerb zwischen den einzelnen  

Ländern setzten den Erhalt der finanziellen Grundlagen eines solchen begrenzten 

Wettbewerbs voraus. Eine völlige Einebnung der Finanzkraftunterschiede, wie sie 

vom geltenden Finanzausgleichsgesetz bewirkt werde, widerspreche diesem Grund-

gedanken. Eine wesentliche Legitimationsgrundlage des Föderalismus liege in der 

innovationsfördernden Funktion des politischen Wettbewerbs der Länder unterein-

ander und gegenüber dem Bund.“3 Damit haben systemverändernde Reformvorstel-

lungen, die einen Wettbewerbsföderalismus anstreben, eine gewisse Unterstützung 

durch das Gericht erhalten.4

 

Das Bundesverfassungsgericht erteilte dem Gesetzgeber den Auftrag, einen „Maß-

stab für die Bestimmung der Einnahmen und Ausgaben des Bundes und der Länder“ 

festzulegen, nach denen die Umsatzsteueranteile von Bund und Ländergesamtheit 

zu berechnen sind. Im Rahmen dieses „Maßstäbegesetzes“ sind „verfassungs-

mäßige Grundsätze inhaltlich zu verdeutlichen“ und Kriterien der Zuteilung und des 

Ausgleichs zu benennen. Das Gericht forderte weiterhin vom Gesetzgeber mehr 

Klarheit bei der Definition von Finanzkraft als Maßstab für einen Ausgleich. Da das 

Grundgesetz als Bezugspunkt das Kriterium der Einwohnerzahl vorgegeben habe, 

bedürfen Sonderlasten durch Seehäfen oder die höhere Gewichtung der Einwohner-

zahl von Stadtstaaten besonderer Rechtfertigung und Prüfung. Allgemeine Maßstäbe 

müsse der Gesetzgeber auch bei der Ermittlung der Finanzkraft der Gemeinden aus-

formen und festlegen. Kritisch äußerte sich das Gericht zu den Bundesergänzungs-

zuweisungen, die „ergänzende Korrekturen“ ermöglichen, aber „weder den  

horizontalen Finanzausgleich noch die vertikale Steuerertragsverteilung zwischen 

Bund und Ländergesamtheit ersetzen oder überlagern“ sollen.5 Die Umverteilungs-

wirkung der bisherigen Praxis des Finanzausgleichs und der Bundesergänzungs-

zuweisungen ginge hingegen soweit, dass im Ranking der Bundesländer die finanz-

                                           
3  BVerfG, 2 BvF 2/98 vom 11.11.1999, Abs.-Nr. 213 f. 
4  Siehe: Paul Bernd Spahn: Zur Kontroverse um den Finanzausgleich in Deutschland. Frankfurter 

Volkswirtschaftliche Diskussionsbeiträge Nr. 101, Frankfurt/Main 2000, S. 1 ff. 
5  BVerfG, 2 BvF 2/98, Absatz-Nr. 329. 
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starken hinter die finanzschwachen Länder zurückfallen und somit die Reihenfolge 

nach der Finanzkraft praktisch auf den Kopf gestellt werde. 

 

Im Juni 2001 verständigten sich der Bund und die Länder über ein Maßstäbegesetz6 

als Grundlage des neu zu fassenden Finanzausgleichsgesetzes. Der Kompromiss ist 

zustande gekommen, nachdem sich der Bund bereit erklärt hatte, die Annuitäten der 

westdeutschen Länder beim Fonds Deutsche Einheit ab 2005 bis 2019 zu über-

nehmen. Das im Dezember 2001 verabschiedete Solidarpaktfortführungsgesetz 

(SFG)7 regelt von 2005 bis zum Jahr 2019 den Finanzausgleich auf der Grundlage 

des Maßstäbegesetzes, die Abwicklung des Fonds „Deutsche Einheit“ und die Fort-

führung des Aufbaus Ost durch die Vergabe von Sonderbedarfs-Bundesergänzungs-

zuweisungen zum Abbau teilungsbedingter Sonderlasten.  

 

Der Finanzausgleich wird – wie bisher – in einem mehrstufigen Verfahren geregelt: 

Die vertikale Steuerverteilung zwischen Bund und Ländern in der ersten Stufe bleibt 

unverändert.8 In der zweiten Stufe erfolgt die Aufteilung der Umsatzsteuer. Die  

Umsatzsteuerergänzungsanteile werden zugunsten der neuen Länder verstärkt. 

Beim Länderfinanzausgleich im engeren Sinn wird die Finanzkraft der Länder künftig 

mäßiger degressiv und progressiv gestaltet. Die Neuregelung garantiert – entspre-

chend der Umsetzung der Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts im Maßstäbe-

gesetz – den Ländern einen Eigenbehalt von „Mehr- oder Mindereinnahmen gegen-

über den länderdurchschnittlichen Einnahmen sowie von überdurchschnittlichen 

Mehreinnahmen oder unterdurchschnittlichen Mindereinnahmen je Einwohner  

gegenüber dem Vorjahr“. Künftig dürfen höchstens 72,5 Prozent des Überschusses 

über der länderdurchschnittlichen Finanzkraftkraft abgeschöpft werden. Außerdem 

                                           
6  Gesetz über verfassungskonkretisierende allgemeine Maßstäbe für die Verteilung des Umsatz-

steueraufkommens, für den Finanzausgleich unter den Ländern sowie für die Gewährung von 
Bundesergänzungszuweisungen (Maßstäbegesetz – MaßstG), in: BT-Drucksachen 14/5951, 
14/5971 und 14/6581 vom 5. Juli 2001. Vgl. auch Beschlussempfehlung und Bericht des Sonder-
ausschusses Maßstäbegesetz/Finanzausgleichsgesetz, BT-Drucksache 14/6533. 

7  Gesetz zur Fortführung des Solidarpaktes, zur Neuordnung des bundesstaatlichen Finanzaus-
gleichs und zur Abwicklung des Fonds „Deutsche Einheit“ (Solidarpaktfortführungsgesetz – SFG) 
vom 20. Dezember 2001 (BGBl. I, S. 3955 ff.). 

8  Die Gemeinschaftsteuern werden weiterhin nach folgendem Schlüssel verteilt: Lohn- und Einkom-
mensteuer je 42,5% an Bund und Länder sowie 15% an die Kommunen; Kaptalertragsteuer und 
Körperschaftsteuer fließen hältig an den Bund und die Länder. Von der Zinsabschlagsteuer erhal-
ten Bund und Länder je 44% und die Kommunen 12%. Die Steuerzerlegungsprinzipien bleiben e-
benfalls erhalten (Lohnsteuer nach dem Wohnsitzprinzip, Körperschaftsteuer nach dem Betriebs-
stättenprinzip und Zinsabschlagsteuer nach einem Mischschlüssel). 
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dürfen die Länder von den überdurchschnittlichen Steuermehreinnahmen zwölf Pro-

zent behalten. Damit werden die von den klageführenden Bundesländern geforderten 

Anreizwirkungen des Finanzausgleichssystems nur teilweise erhöht.9 Die ursprüng-

lich im Maßstäbegesetzentwurf vorgesehene vollständige Einbeziehung der kommu-

nalen Finanzkraft scheiterte an den Interessen der Flächenstaaten. Nach der Kom-

promissformel im Finanzausgleichsgesetz wird ab 2005 die kommunale Finanzkraft 

statt bisher mit 50 künftig mit 64 Prozent einbezogen. 

 

Die erhöhte Einwohnerwertung für Stadtstaaten mit 135 Prozent als Ausgleich für 

mehr Aufwand zu Gunsten des Umlandes wird beibehalten. Die dünn besiedelten 

Flächenländer Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg und Sachsen-Anhalt erhal-

ten einen geringfügig höheren Gewichtungsfaktor. 

 

Die Bundesergänzungszuweisungen fließen auch künftig leistungsschwachen Län-

dern zu. Wie bisher kann der Bund die Finanzkraft leistungsschwacher Länder durch 

Allgemeine Bundesergänzungszuweisungen (BEZ) anheben und Sonderlasten leis-

tungsschwacher Länder durch Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuweisungen (So-

BEZ) mitfinanzieren. Diese werden jedoch abgeflacht. Die BEZ erhalten künftig Län-

der, deren Finanzkraft nach dem Finanzausgleich unter 99,5 Prozent liegen, mit einer 

Ausgleichsintensität von 77,5 Prozent. Die im Solidarpakt II geregelten Zuweisungen 

an die neuen Länder beinhalten SoBEZ, die sich im Zeitraum von 2005 bis 2019 bei 

degressiver Ausgestaltung insgesamt auf ein Volumen von rund 105 Mrd. € belaufen, 

und überproportionale Zuweisungen in Höhe von 51 Mrd. €. Mit den letztgenannten 

Zuweisungen werden Mischfinanzierungen der Gemeinschaftsaufgaben und Investi-

tions-Finanzhilfen fortgesetzt, obwohl diese Vereinbarung eigentlich dem bereits er-

zielten Kompromiss der Ministerpräsidenten widerspricht, die Mischfinanzierungen zu 

entflechten und weitgehend abzubauen.  

                                           
9  Diese Länder hatten in den Ausgleichsverhandlungen gefordert, die steuerlichen Überschüsse 

höchstens zur Hälfte abzuschöpfen. 
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3. Die Reformdiskussion in Deutschland 

Die Wissenschaft hat früh Kritik am deutschen Föderalismus geübt. Bereits 1962 

sprach Konrad Hesse vom „unitarischen Bundesstaat“. Nachhaltig hat Fritz W. 

Scharpf mit seiner These von der „Politikverflechtungsfalle“ die Diskussion befruch-

tet. Er konstatiert drei Hauptschwächen: die Möglichkeit parteipolitischer Blockaden, 

die generelle Schwerfälligkeit und Intransparenz bundespolitischer Entscheidungs-

spielräume und die eingeschränkten Handlungsspielräume der Landespolitik. 

Scharpf fordert eine Entflechtung, die innerhalb der gegebenen institutionellen Struk-

tur und mit den darin handelnden Akteuren realisierbar sei.10 Chancen sieht er vor 

allem bei den Gemeinschaftsaufgaben und den Finanzhilfen nach Art. 104a Abs. 4 

GG. 

 

Die gegenwärtige Reformdiskussion bewegt sich in einem breiten Spektrum  

zwischen Beteiligungsföderalismus einerseits und Wettbewerbsföderalismus 

andererseits. Die Verfechter eines kooperativen oder Beteiligungsföderalismus grün-

den ihre Argumentation auf Art. 72 Abs. 2 GG, der dem Bund im Bereich der konkur-

rierenden Gesetzgebung ein Gesetzgebungsrecht einräumt, sofern dies die „Herstel-

lung gleichwertiger Lebensverhältnisse“ bzw. „Wahrung der Rechts- oder Wirt-

schaftseinheit“ erforderlich macht. Gleichwertige Lebensverhältnisse werden als ein 

„grundlegendes Leitbild des Grundgesetzes“11 betrachtet. Die Anhänger eines Betei-

ligungsföderalismus argumentieren, dass die Solidarität der Länder untereinander 

und daraus abgeleitete finanzielle Ausgleichsmaßnahmen zur Aufrechterhaltung 

gleichwertiger Lebensverhältnisse wichtiger seien als der Wettbewerb der Länder um 

beste politische Problemlösungen. Dabei verweisen sie darauf, dass die Politikver-

flechtung im kooperativen Föderalismus durchaus positive Züge habe; denn  

politische Konflikte werden gedämpft, die politischen Handelnden zu einer Politik der 

Mäßigung und des Ausgleichs veranlasst und politischer Konsens herbeigeführt. 

Auf der anderen Seite stehen in der Reformdiskussion die Vertreter eines Wettbe-

werbsföderalismus. Sie sehen im Beteiligungsföderalismus ein wesentliches Hinder-

                                           
10  Zur Reformdiskussion, siehe: Thomas Fischer/Martin Grosse Hüttmann: Aktuelle Diskussionsbei-

träge zur Reform des deutschen Föderalismus, in: Jahrbuch des Föderalismus 2001, Baden-Baden 
2001, S. 128-142; Udo Margedant: Die Föderalismusdiskussion in Deutschland, in: Aus Politik und 
Zeitgeschichte B 29-30/2003; S.6-13; Rainer-Olaf Schultze: Föderalismusreform in Deutschland – 
Widersprüche – Ansätze – Hoffnungen, in: Zeitschrift für Politik 46, Jg. 2/99, S. 173-194. 
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nis grundlegender Reformen, da er allenfalls Anpassungen im Rahmen des Gegebe-

nen zulasse. Statt Autonomie, Vielfalt und Wettbewerb fördere der Beteiligungsföde-

ralismus Homogenität und Konsensbildung. Die Verfechter eines Wettbewerbsföde-

ralismus berufen sich auf die Offenheit des Grundgesetzes für vielgestaltige rechtli-

che Regelungen in den Ländern. Sie streben eine Entflechtung der bundesstaatli-

chen Ordnung mit dem Ziel an, die Gestaltungsmöglichkeiten und Kompetenzen der 

Länder –und damit auch der Landtage – im Bereich der Gesetzgebungszuständigkei-

ten ebenso wieder zu stärken wie in den Finanzbeziehungen. Neben Politikentflech-

tung wird ein Mehr an Autonomie, Subsidiarität sowie Wettbewerb gefordert. Mehr 

Autonomie heißt, mehr politische Entscheidungen auf die Gebietskörperschaften von 

Ländern und Kommunen zu übertragen. Die konsequente Anwendung des Subsidia-

ritätsprinzips, also die Übertragung von Verantwortung auf möglichst kleine politische 

Einheiten, beinhalten in den Argumentationsketten der Vertreter des Wettbewerbsfö-

deralismus, dass dezentrale politische Entscheidungen demokratiefördernd und bür-

gernahe sind. Wettbewerb wird verstanden als Konkurrenz um politische Lösungen, 

der eine Bandbreite unterschiedlicher Lösungen eröffnet.  

 

Die Grundgedanken eines Wettbewerbsföderalismus werden in Reformvorschlägen 

zunächst vor allem seitens der Wissenschaft unterbreitet. Jedoch meldet insbeson-

dere die Politikwissenschaft auch prinzipielle Bedenken gegenüber der Übertragung 

des Modells der ökonomischen Wettbewerbstheorie auf den Föderalismus an, da die 

Handlungszusammenhänge von Politik und Wirtschaft nicht gleichzusetzen seien. 

Den Ausweg aus der Politikverflechtung sehen Politikwissenschaftler in der Zu-

ordnung klarer Verantwortlichkeit und Entscheidungskompetenzen, in erhöhter 

Transparenz und verbesserten Beteiligungsmöglichkeiten sowie einem „solidarischen 

Wettbewerb“ der Länder untereinander. 

 

Dieser kooperative oder solidarische Wettbewerbsföderalismus strebt eine wirtschaft-

liche, gesellschaftliche und kulturelle Vielfalt an. Dabei wird auch das Ziel verfolgt, 

den Ländern zu ermöglichen, ihre spezifischen Stärken besser entfalten zu können. 

Ein so verstandener Wettbewerbsföderalismus will die grundsätzliche Chancen-

gleichheit und Solidarität unter den Ländern wahren. Voraussetzungen für diese Va-

                                                                                                                                    
11  Vgl. Perspektiven einer bürger- und gestaltungsorientierten Reform des bundesdeutschen Födera-

lismus. Ver.di-Positionspapier zur Föderalismusreform vom 22. März 2004. 
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riante des Wettbewerbsföderalismus ist ebenfalls, dass die Entscheidungsstrukturen 

stärker am Prinzip der Subsidiarität ausgerichtet und somit zugleich bürgernahe sind. 

Politische Entscheidungen werden dann auch effizient, da sie den regionalen Gege-

benheiten und den Präferenzen der Bürger besser Rechnung tragen. 

 

Mittlerweile besteht in der wissenschaftlichen wie in der politischen Diskussion weit-

gehende Übereinstimmung darin, dass zur Bewältigung dringender Zukunftsfragen 

auch Reformen des föderalen Gefüges dringend erforderlich seien. Dissens herrscht 

jedoch darüber, in weit diese Reformmaßnahmen gehen sollten. Das gilt insbesonde-

re für die Finanzbeziehungen zwischen den verschiedenen staatlichen Ebenen und 

das Recht bzw. die Möglichkeiten von Ländern und Kommunen selbständig Steuern 

zur Erfüllung ihrer Aufgaben zu erheben. 
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4. Wesentliche Kritikpunkte aus der Sicht des Bürgers 

Die politischen Prozesse sind für die Bürgerinnen und Bürger in zunehmendem Ma-

ße undurchschaubar geworden. Politische Entscheidungen werden aus der Sicht des 

Bürgers ohne klare Zuordnung von Verantwortung und damit für ihn weitgehend a-

nonym getroffen. Der Bürger erfährt den Staat als ein unübersichtliches, ihm fernes 

Gebilde, dessen Zuständigkeiten zunehmen und der regulierend in alle Lebensberei-

che eingreift. Politik wird von bürgerfernen Bürokratien und Gremien betrieben, deren 

demokratische Legitimation ihm zumindest fragwürdig erscheinen. 

 

Undurchschaubarkeit ist eine Folge der hohen Politikverflechtung. Der hohe Grad 

der Verflechtung von Aufgaben und Kompetenzen auf allen politischen Ebenen von 

der Europäischen Union über die dort vertretenen Staaten bis zu den Ländern der 

Bundesrepublik Deutschland ist auch ein Demokratieproblem. Auf allen Ebenen 

konfrontieren die Regierungsvertreter ihre Parlamente mit politischen Absprachen, an 

denen die Parlamente nicht mitgewirkt haben. Das hat tiefgreifende Auswirkungen 

auf die Wählerinnen und Wähler, für die es nicht mehr durchschaubar ist, welche po-

litische Ebene die Verantwortung für welche Kompromisse trägt. Zudem bleibt die 

Verantwortung der einzelnen Parteien für politische Entscheidungen häufig im Dun-

keln. Letztlich fragt sich der Bürger, ob unser politisches System in seiner gegenwär-

tigen Ausprägung den Herausforderungen im Zeichen des beschleunigten Wandels 

und der Globalisierung noch gewachsen ist. Der Verlauf der Reformdebatten in 

Deutschland trägt dazu bei, dass der Bürger weiter verunsichert wird. Wer welche 

Entscheidungen trifft und wer für welche Entscheidungen verantwortlich ist, kann der 

Bürger nicht mehr nachvollziehen. Das Ergebnis ist Misstrauen gegenüber den Politi-

kern und den politischen Parteien und kann in politisches Desinteresse und Gering-

schätzung der Politik umschlagen. 

 

Intransparenz und Politikverflechtung ist nicht nur kennzeichnend für die Kompe-

tenzordnung sondern betrifft in gleichem Maße die Finanzordnung. Für den Bürger ist 

im gegenwärtigen System nicht mehr erkennbar, an welche Ebene er seine Steuern 

zahlt und was damit finanziert wird.  
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5. Reforminitiativen und Reformkonzepte 

Die Reform der bundesstaatlichen Ordnung ist seit Mitte der achtziger Jahre ein 

Dauerthema von Politik und Verwaltung.12 Im Folgenden werden einige neueste Re-

formüberlegungen skizziert, die in Richtung auf einen Wettbewerbs- oder Konkur-

renzföderalismus zielen.  

 

Grundgedanken des Konzepts eines Wettbewerbsföderalismus finden sich ab Herbst 

1997 in mehreren Reformansätzen der FDP und ihr nahestehender Einrichtungen,13 

so z.B. im Positionspapier der Friedrich-Naumann-Stiftung „Wider die Erstarrung in 

unserem Staat – Für eine Erneuerung des Föderalismus“14 und dessen nachfolgen-

der Konkretisierung „Für eine Neuordnung der Finanzverantwortung von Bund und 

Ländern“15. Die liberalen Reformüberlegungen wurden von einer Föderalismus-

Kommission weitergeführt, die bis Ende 2002 fünf Manifeste herausgab. Grundle-

gend für alle diese Reformansätze ist ein auf dem Subsidiaritätsprinzip beruhender 

Wettbewerbsföderalismus, der zu mehr Transparenz in den politischen Prozessen 

führt, die Verantwortlichkeiten klarer gestaltet und damit auch zu mehr Bürgernähe 

führt und der Eigenverantwortlichkeit der Bürger mehr Gewicht einräumt. Denn, ana-

log zum Wettbewerb auf dem Markt führe der Wettbewerb der Gebietskörperschaften 

dazu, dass die Wünsche der Bürger stärker berücksichtigt werden. Zugleich biete ein 

solcher Wettbewerb durch Steuerkonkurrenz, durch Reduktion ineffektiver und über-

zogener Umverteilungssysteme und durch sparsameren Umgang mit Steuergeldern 

Chancen für eine Verringerung der Steuerlast. Wettbewerb wird zugleich als ein In-

strument der Machtbegrenzung verstanden, indem er die Macht der konkurrierenden 

Regierungen ebenso einschränke wie die Macht der politischen Mehrheit, die Min-

derheit auszubeuten.16

 

                                           
12  Vgl. Ursula Münch/Tanja Zinterer: Reform der Aufgabenverteilung zwischen Bund und Ländern: 

Eine Synopse verschiedener Reformansätze zur Stärkung der Länder 1985 – 2000, in: Zeitschrift 
für Parlamentsfragen 31/2000, S. 675-680. 

13  Siehe hierzu: Thomas Fischer/Martin Grosse Hüttmann: Aktuelle Diskussionsbeiträge zur Reform 
des deutschen Föderalismus – Modelle, Leitbilder und die Chancen ihrer Übertragbarkeit, in: Jahr-
buch des Föderalismus 2001, Baden-Baden 2001, S. 132-136. 

14  Abgedruckt in: FAZ vom 05.02.1998. 
15  Abgedruckt in: FAZ vom 22.08.1998. 
16  Siehe hierzu: Reform des Föderalismus. Kleine Festgabe für Otto Graf Lambsdorff, hrsg. von Hu-

bertus Müller-Groeling, Berlin 2003. 

 18



Die Reformdiskussion wird auch von Landesexekutiven aufgegriffen, die erkannt ha-

ben, dass sie zwar über den Bundesrat ihre Mitwirkungskompetenzen verstärken 

konnten, aber zugleich ihre eigentliche Gestaltungskompetenz durch die Aus-

dünnung ihrer Gesetzgebungsbefugnisse vermindert wurde. Die Ministerpräsidenten 

Bayerns und Baden-Württembergs haben ab 1996 mehrere Initiativen mit dem Ziel 

gestartet, den Wettbewerbsgedanken auch im Föderalismus zu stärken. Edmund 

Stoiber und Erwin Teufel plädieren für mehr Konkurrenz unter den Ländern, für mehr 

„Vielfalt in der Einheit“. Sie verstehen hierunter keine „Absage an Gemeinsamkeiten, 

an Chancengerechtigkeit, an Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse, an einen ge-

rechten Finanzausgleich.“17 Insbesondere mahnen sie die Neugestaltung des Fi-

nanzausgleichs an.18 Den Initiativen der beiden Länder schloss sich 1999 die hessi-

sche Landesregierung an. In einer gemeinsamen Position vom 8. Juli 1999, „Moder-
nisierung des Föderalismus – Stärkung der Eigenverantwortung der Länder“,19 

präzisieren die Ministerpräsidenten ihre Reformvorstellungen. Sie kommen zu der 

Schlussfolgerung, dass wegen der stetigen Verlagerung von Länderkompetenzen auf 

den Bund, der immer intensiveren Verflechtung der Finanzkompetenzen und der Zu-

nahme von Zuweisungen, Gemeinschaftsaufgaben sowie misch-finanzierten Aufga-

ben die finanzielle Eigenverantwortung der Länder im vertikalen Verhältnis von Bund 

und Ländern aber auch im Bereich des horizontalen Finanzausgleichs geschwächt 

geworden sei. Durch die hohe Ausgleichsintensität und hohe Ausgleichszahlungen 

im Finanzausgleich „werden die Verantwortlichkeiten verwischt, das Budgetrecht der 

Länderparlamente relativiert, für den Bürger Erfolg bzw. Misserfolg der Wirtschafts- 

und Strukturpolitik sowie der Haushaltspolitik eines Landes verzerrt.“20 Den Ausweg 

aus diesem „unitarisch-zentralistischen“ Föderalismus21 sehen die Ministerpräsiden-

ten in einer Stärkung des Subsidiaritätsprinzips bei gleichzeitiger Rückführung des 

                                           
17  Bulletin des Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung, Nr. 91 vom 14.11.1996, S. 991-

992. 
18  Vgl. u.a. Regierungserklärung des bayerischen Ministerpräsidenten Edmund Stoiber im Bayeri-

schen Landtag vom 04.02.1998: „Föderaler Wettbewerb: Deutschlands Stärke – Bayerns Chance“. 
19  „Modernisierung des Föderalismus – Stärkung der Eigenverantwortung der Länder“. Gemeinsame 

Position der Ministerpräsidenten der Länder Baden-Württemberg, Bayern und Hessen zur Notwen-
digkeit einer leistungs- und wettbewerbsorientierten Reform des Föderalismus, Bonn 1999. 

20  Modernisierung des Föderalismus, a.a.O., S.6. Vgl. in Punkt 2 des vorliegenden Arbeitspapiers die 
Ausführungen zu ersten Reformschritten. 

21  Modernisierung des Föderalismus, a.a.O., S. 7f.: „Der Bund hat gegenüber den Ländern ein erdrü-
ckendes Übergewicht an Kompetenzen gewonnen; die Distanz zwischen den Entscheidungsträ-
gern in Bonn und den Betroffenen vor Ort ist gewachsen; entscheidungsrelevant wurde primär der 
den Konsens ermöglichende kleinste gemeinsame Nenner anstelle konkreter regionaler Präferen-
zen und zu Lasten der in der Sache besten Lösung; Bürgernähe wich bürokratischer Distanz; den 
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Prinzips der Bundesstaatlichkeit auf die Verpflichtung, „Hilfe zur Selbsthilfe“ zu leis-

ten. Die damit verbundene Forderung, den Ländern zu ermöglichen, ihre spezifi-

schen Stärken besser entfalten zu können, impliziert einen Wettbewerbsföderalis-

mus, wobei jedoch vorausgesetzt bleibt, dass die grundsätzliche Chancengleichheit 

unter den Ländern sichergestellt ist. Der angestrebte Wettbewerb der Länder um die 

besten politischen Lösungen beinhaltet neben stärker am Prinzip der Subsidiarität 

und Dezentralität ausgerichtete Entscheidungsstrukturen, mehr Bürgernähe und effi-

zientere Entscheidungsverfahren, die den regionalen Gegebenheiten sowie den Prä-

ferenzen der Bürger besser Rechnung tragen, mehr Ideenwettbewerb um die besten 

politischen Lösungen und Ausrichtung landesspezifischer Wirtschafts- und Finanzpo-

litik an den Bürgern des jeweiligen Landes. Konkret fordern die Ministerpräsidenten 

die Rückführung der Bundeskompetenzen und die Stärkung der Befugnisse der 

Landtage,22 den Abbau der Mischfinanzierungen, eine eigene Steuerautonomie der 

Länder23 und eine Begrenzung der Ausgleichswirkungen und Ausgleichsintensität 

des Finanzausgleichs. Darüber hinaus sollen auch im Bereich der Sozialversicherun-

gen die Länderverantwortung und föderale Strukturen gestärkt werden. 

 

Das neue Leitbild eines wettbewerbsorientierten Föderalismus wird in der politischen 

Landschaft in jüngster Zeit vor allem durch die CDU/CSU und ihr nahestehender Ein-

richtungen24 propagiert. Die CDU-Präsidiumskommission „Spielraum für kleine Ein-

heiten“ tritt in dem Reformkonzept „Starke Bürger – Starker Staat“ nachdrücklich für 

klare Zuständigkeiten und Verantwortungsbereiche auf allen staatlichen Ebenen und 

                                                                                                                                    
Ländern und vor allem den Länderparlamenten ging erheblicher politischer Gestaltungsspielraum 
verloren.“ 

22  Über eine Verfassungsreform sollen eine Positivliste von Gesetzgebungskompetenzen des Bundes 
erarbeitet und gleichzeitig auf den Katalog der konkurrierenden Gesetzgebungskompetenzen ver-
zichtet werden bzw. alternativ das grundgesetzliche System der Gesetzgebungszuständigkeiten 
unter Kürzung der Gegenstände in Art. 74  GG beibehalten werden mit dem Ziel, die Gesetzge-
bungskompetenz der Länder z.B. im Versammlungsrecht, der außerschulischen beruflichen Bil-
dung, der Förderung der wissenschaftlichen Forschung, des Wohnungswesen oder der wirtschaft-
lichen Sicherung der Krankenhäuser zu stärken. Die Reformvorschläge beinhalten eine Änderung 
der Rahmengesetzgebung des Bundes nach Art. 75 GG hinsichtlich einer Streichung der allgemei-
nen Grundsätze des Hochschulwesens und der allgemeinen Rechtsverhältnisse der Presse. Ge-
stärkt werden sollen auch die Länderkompetenzen im Spannungsfeld mit der Gesetzgebung der 
EU. 

23  Die Landesgesetzgebungskompetenzen bei Grundsteuer, Grunderwerbsteuer und Erbschaft- und 
Schenkungsteuer sollen rückgeholt werden; ein Zuschlags- bzw. Tarifgestaltungsrecht für die Län-
der bei den leistungsbezogenen Steuern mit einheitlicher Bemessungsgrundlage soll durch eine 
Steuerreform der Unternehmen-, Einkommen- und Körperschaftsteuer geschaffen werden. Die 
Umsatzsteuer soll als Ausgleichsinstrument bei Aufgaben- und Ausgabenverschiebung zwischen 
Bund und Ländern beibehalten werden. 
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für die Durchsetzung des Konnexitätsprinzips ein.25 Inhaltlich decken sich die Re-

formvorschläge weitgehend mit den oben genannten Forderungen der drei Minister-

präsidenten. Der Reform-Katalog26 enthält bezüglich des Verhältnisses von Bund 

und Ländern eine Lockerung des Zugriffs des Bundes im Rahmen von Art. 72 GG 

durch die Aufnahme einer Klausel, die neben der Gleichwertigkeit der Lebensver-

hältnisse auch die unterschiedliche Berücksichtigung der „Unterschiedlichkeit und 

Vielfalt der Länder“ beinhaltet. Gefordert wird - bei Abschaffung der konkurrierenden 

Gesetzgebung27 - die Einführung der „umgekehrten konkurrierenden Gesetzgebung“, 

die jedem Land die Möglichkeit eröffnet, bestimmte Bundesgesetze zu ersetzen oder 

nach landesspezifischen Gesichtspunkten zu ändern. Wie in allen Reformvorschlä-

gen im Sinne des Wettbewerbsföderalismus werden außerdem Flexibilisierung, Ent-

flechtung und klare Verantwortlichkeit im Bereich der Mischfinanzierung gefordert.  

 

Solche Vorschläge zur Föderalismusreform, zur Neuverteilung von Kompetenzen 

zwischen Bund, Ländern und Kommunen werden mittlerweile von allen politischen 

Parteien aufgegriffen und diskutiert. Ein Beispiel hierfür ist die aus acht Abgeord-

neten und sieben Sachverständigen28 zusammengesetzte Enquete-Kommission des 

Bayerischen Landtags „Reform des Föderalismus – Stärkung der Landesparla-
mente“. Sie hat im März 2002 ein Reformpapier vorgelegt, in dem eine massive Be-

schneidung der Machtbefugnisse des Bundes und der Europäischen Union zu Guns-

ten der Länder gefordert wird. Darin ist auch der bereits erwähnte Vorschlag enthal-

ten, dass die Länder in ausgewählten Bereichen berechtigt sein sollten, Bundesge-

setze durch eigene Regelungen zu ersetzen.  

 

                                                                                                                                    
24  Vgl. hierzu auch unter Punkt 6 des Arbeitspapiers das Projekt Föderalismusreform der Konrad-

Adenauer-Stiftung. 
25  Starke Bürger. Starker Staat. Zur Fortentwicklung unserer gesellschaftlichen und gesamtstaatli-

chen Ordnung. Als Diskussionspapier beschlossen vom CDU-Bundesvorstand am 09. Oktober 
2000. 

26  Starke Bürger. Starker Staat, a.a.O., S. 30-34. 
27  Überführung dieser Gesetzgebungsbereiche in die Kompetenz des Bundes (weite Teile des 

Rechts- und Gerichtswesens, das Recht der Wirtschaft, das Arbeitsrecht (ohne die Arbeitsmarktpo-
litik), Sozialversicherung einschließlich der Arbeitslosenversicherung, Förderung der wissenschaft-
lichen Forschung u.a.) und in die ausschließliche Kompetenz der Länder (Notariatswesen, Ver-
sammlungsrecht, öffent-liche Fürsorge, außerschulische berufliche Bildung, Bildungswesen, Wis-
senschaft und Forschung, Wohnungswesen, soziale Infrastruktur und Krankenhäuser u.a.). 

28  Hans-Wolfgang Arndt, Peter Badura, Gisela Färber, Ursula Münch, Heinrich Oberreuter, Hans-
Peter Schneider und Rainer-Olaf Schultze. 
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In diese Richtung geht auch die „Lübecker Erklärung“ aller deutschen Landespar-

lamente vom 31. März 200329, die nachdrücklich für die Stärkung der Landespar-

lamente insbesondere im Bereich der Gesetzgebung eintritt. Gefordert werden eine 

verstärkte Prüfung zeitlicher Begrenzung beim Erlass neuer Rechtsvorschriften des 

Bundes, Öffnungs- und Experimentierklauseln zu Gunsten der Länder, Überführung 

geeigneter Gegenstände der konkurrierenden Gesetzgebung und der Rahmenge-

setzgebung in Länderkompetenz, Einengung der Rahmenvorschriften des Bundes, 

frühestmögliche Unterrichtung der Landesparlamente über Bundesratsangelegenhei-

ten durch die Landesregierungen, ausreichende Finanzausstattung und möglichst 

eigenständige Finanzquellen der Länder, Rückführung der Gemeinschaftsaufgaben 

und sonstiger Mischfinanzierungen, Stärkung der Länder und ihrer Parlamente in der 

Europäischen Union durch einen Mechanismus zur vorbeugenden Subsidiaritäts- 

und Kompetenzkontrolle und ein Klagerecht der Länder vor dem Europäischen Ge-

richtshof. Diese Reformüberlegungen wurden auf einem Symposion Ende November 

2003 in Kiel weiter behandelt.30

 

Der Bundesarbeitskreis Christlich-Demokratischer Juristen (BACDJ) hat am 13. Juni 

2003 das „Berliner Programm zur Reform des Föderalismus“ beschlossen,31 das 

als Reformziele die Wiederherstellung der politischen Handlungsfähigkeit von Bund 

und Ländern und die Schaffung von klaren Verantwortlichkeiten und berechenbaren 

Verhältnissen im Finanzsektor anstrebt. Das Konzept orientiert sich an folgenden 

Grundsätzen: Neuaufteilung der Gesetzgebungszuständigkeiten zwischen Bund und 

Ländern, Rückzug der Länder aus ihrer Mitgestaltung von Bundesrecht über den 

Bundesrat, größerer Spielraum der Länder im Bereich der Verwaltung bei der Aus-

führung von Bundesrecht, Stärkung der Gestaltungsmöglichkeiten der Länder, grund-

legende Neuordnung und Entflechtung der Finanzverfassung. Im Einzelnen wird im 

Bereich der Gesetzgebung und Verwaltung u.a. gefordert, die Kompetenz des Bun-

des zum Erlass von Rahmenvorschriften abzuschaffen, den politischen Gestaltungs-

                                           
29  www.landtag-niedersachsen.de/homepage/luebecker-erklaerung.pdf. 
30  Föderalismusreform: Ziele und Wege. Symposion des Schleswig-Holsteinischen Landtages und 

der Deutschen Vereinigung für Parlamentsfragen in Zusammen-arbeit mit der Bertelsmann-Stiftung 
am 20./21. November 2003 im Schleswig-Holsteinischen Landtag.  

 Siehe unter:   
www.sh-landtag.de/aktuell/daten_aktuell/03-11-17-symposion-foederalismusreform.pdf. 

31  Berliner Programm zur Reform des Föderalismus. Modernisierung der bundesstaatlichen Ordnung 
– Maßnahmen zur Wiederherstellung der politischen Gestaltungskraft. Autoren: Prof. Dr. Ferdinand 
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raum von Bund und Ländern durch Zuweisung von Gesetzesmaterien der konkurrie-

renden Gesetzgebung an den Bund32 und an die Länder33 zu erweitern und damit 

zugleich die Zahl der zustimmungspflichtigen Gesetze drastisch zu re-duzieren. Ins-

besondere ist die 1969 eingeführte Verflechtung im Bereich des Bildungswesens und 

der Hochschulforschung zu Gunsten der Länder rückgängig zu machen.  

 

In der Finanzverfassung wird über Änderung von Art. 104 a Abs.1 GG angestrebt, 

dass an die Stelle der geltenden Vollzugskausalität eine Gesetzeskausalität tritt; d.h. 

Bund und Länder sollen die Ausgaben entsprechend ihrer Gesetzgebungskompetenz 

tragen. Die Finanzpraxis der letzten dreißig Jahre habe gezeigt, dass vor allem bei 

Leistungsgesetzen des Bundes die Länder kaum noch etwas an den Kosten ändern 

können. Außerdem sind die Tatbestände der Mischfinanzierung zu streichen. Eine 

Änderung der Kompetenzen über die Steuergesetzgebung nach Art. 105 GG wird in 

dem Reformpapier nicht in Betracht gezogen. Handlungsbedarf sehen die Autoren 

beim vertikalen Finanzausgleich nach Ablauf der geltenden Bestimmungen 2019. 

Damit die Reform im Ergebnis verteilungsneutral bleibt, ist die Umsatzsteuer zwi-

schen Bund und Ländern bei Fortbestand des horizontalen Finanzausgleichs frei zu 

verteilen. 

 

In die Richtung einer „indirekten Entflechtung“ tendieren die im Jahr 2000 unter dem 

Titel „Entflechtung 2005“ von der Bertelsmann Stiftung vorgelegten zehn Vor-

schläge zur Optimierung der Regierungsfähigkeit im deutschen Föderalismus. Sie 

verfolgen die auch andernorts häufig genannten Ziele, die Entscheidungskompeten-

zen im Föderalismus zu klären, die Handlungs- und Entscheidungsfähigkeit des poli-

tischen Systems zu verbessern und dabei die Prinzipien von Subsidiarität und De-

zentralität zu fördern. Die unterbreiteten Vorschläge, die auch Anregungen aus dem 

internationalen Vergleich aufgreifen, streben eine innerstaatliche Reform der bun-

                                                                                                                                    
Kirchhof, Staatsminister Dr. Thomas de Maizière, Prof. Dr. Georg-Berndt Oschatz und Dr. Norbert 
Röttgen, MdB. Siehe unter: www.cdu.de/politik-a-z/parteitag/220104-bacdj-foederalismus-long.pdf. 

32  Staatshaftung des Bundes, Melde- und Ausweiswesen, Großforschung, Erhebung für die Nutzung 
seiner öffentlichen Straßen, Gesetzgebung für den öffentlichen Dienst in seinem Bereich, Möglich-
keit zur Einrichtung einer Bundespolizei. 

33  Zuständigkeiten aus der bisherigen Rahmengesetzgebung, „Öffentliche Fürsorge, außerschulische 
Berufsbildung, Ausbildungsbeihilfen und Förderung der wissenschaftlichen Forschung“, wirtschaft-
liche Sicherung der Krankenhäuser, Arbeitsvermittlung, Wohnungswesen und Siedlungs- und 
Heimstättenwesen, Erhebung für die Nutzung öffentlicher Straßen der Länder, Gesetzgebung für 
den öffentlichen Dienst im Bereich der Länder. 
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desstaatlichen Ordnung an durch die Stärkung eines sozialpolitischen Wettbewerbs-

föderalismus. Die Reformmaßnahmen zur Dezentralisierung und Entflechtung sollen 

die Eigenverantwortung der Länder stärken - begleitet von Ausgleichsmaßnahmen 

für die wirtschaftlich schwächeren Länder. Im Einzelnen schlägt die Kommission u.a. 

vor die Rahmengesetzgebung durch eine „Grundsatzgesetzgebung“ zu ersetzen, die 

den Bund nur befugt, allgemeine leitende Rechtssätze aufzustellen, welche die 

Gleichwertigkeit der grundsätzlichen Lebensverhältnisse sicherstellen, während die 

Länder diese Rechtsgrundsätze ausgestalten und an die unterschiedlichen Verhält-

nisse anpassen können. Zur Verbesserung der Beteiligungsmöglichkeiten und zur 

Stärkung der Länder im föderalen Gefüge schlägt die Kommission Veränderungen 

bei der konkurrierenden Gesetzgebung mit dem Ziel vor, die Länder dem Bund beim 

Zugriffsrecht gleichzustellen. Außerdem sollen in einzelnen Bereichen Zuständigkei-

ten an die Länder rückverlagert werden.34 Die interregionale Zusammenarbeit der 

Länder in bestimmten Politikfeldern sollte verstärkt werden. Aber auch in Bezug auf 

Landeseinrichtungen erscheint eine Abstimmung sinnvoll. Hierbei ist z.B. an gemein-

same Landesentwicklungsprogramme benachbarter Länder oder an die Zusammen-

legung von Landesrundfunk oder Landesbanken gedacht. Zur Beseitigung des viel 

zitierten „Reformstaus“ schlägt die Kommission vor, dass mit der Stärkung der Ge-

setzgebungsbefugnisse der Länder die zustimmungspflichtigen Gesetze reduziert 

werden. Die Entscheidungsfähigkeit der Länderkammer soll durch Einführung der 

relativen Mehrheit bei Abstimmungen im Bundesrat gesteigert werden, um auf die-

sem Wege die zur Zeit bei kontroversen Themen bestehende Handlungsunfähigkeit 

des Gremiums abzubauen. Die Kommission verweist mit Ihrem Vorschlag zur Re-

form des Abstimmungsverfahrens auch auf die Praxis in anderen bundesstaatlichen 

Systemen wie in der Schweiz, den USA, Österreich oder Kanada. Der vorgeschlage-

ne Abbau der Mischfinanzierungen ist zwangsläufig verbunden mit einer Neuvertei-

lung der Steuereinnahmen zwischen Bund und Ländern. Die notwendige Reform der 

Finanzverfassung soll die Eigenverantwortung der Länder durch ein eigenes Tarif-

gestaltungsrecht bei Einkommen- und Körperschaftsteuer stärken. Hierdurch sollen 

ein gewisser Wettbewerb zwischen den Ländern und klare Verantwortlichkeiten er-

reicht werden. Die Reform der Finanzordnung soll in Ausrichtung an den Entscheid 

                                           
34  Genannt werden Rechtsanwaltschaft, Notariat und Rechtsberatung, Personenstandswesen, Ver-

eins- und Versammlungsrecht, Recht der Enteignung, Pacht-, Wohnungs-, Siedlungs- und Heim-
stättenwesen, Abfallbeseitigung, Luftreinhaltung und Lärmbekämpfung. Der Landesgesetzgebung 
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des Bundesverfassungsgerichts zum Länderfinanzausgleich den Wettbewerbsge-

danken stärker berücksichtigen, indem den Ländern finanzielle Anreize für Pflege 

ihrer Steuerquellen gegeben werden.35

 

Die jüngste Studie zur Bundesstaatsreform hat im März und April 2004 die Stiftung 

Marktwirtschaft vorgelegt.36 Neben der in allen Reformkonzepten in unterschiedlicher 

Ausgestaltung geforderten Entflechtung und Dezentralisierung mittels Änderung bzw. 

Auflösung der Rahmengesetzgebung, Verlagerung von Materien der konkurrieren-

den Gesetzgebung auf Bund und Länder und Öffnungsklauseln bzw. Zugriffsrechten 

der Länder unterbreitet die Studie der Stiftung Marktwirtschaft weitreichende Vor-

schläge zur Reform des Bundesrates. Ausgehend von der These, dass sich die Mit-

wirkung des Bundesrates bei einem großen Teil der Gesetzgebung auf Bundes-

ebene als eines der zentralen Hindernisse für eine sachgerechte Reformpolitik in 

Deutschland erwiesen habe, wird für eine grundlegende Änderung der Zusammen-

setzung des Bundesrates und der Abstimmungsverfahren plädiert. In der Finanzver-

fassung fordert die Stiftung Marktwirtschaft weitreichende Reformen in der Steuerpo-

litik (Einführung von separaten Tarifen von Ländern und Bund bei Umsatzsteuer und 

Einkommensteuer sowie Hebesatzrechte der Länder bei der Einkommensteuer), 

beim Finanzausgleich und in der Haushaltspolitik (Abschaffung der Gemeinschafts-

aufgaben, Geldleistungsgesetze und Finanzhilfen sowie Neuverschuldungsverbot für 

die Länder). 

                                                                                                                                    
unterstellt werden sollen die Förderung der wissenschaftlichen Forschung, der land- und forstwirt-
schaftlichen Erzeugung und die Staatshaftung. 

35  Der Reformvorschlag zum Länderfinanzausgleich geht von einer Verteilung der Ländersteuern und 
der Landesanteile an den Gemeinschaftsteuern vorrangig nach dem örtlichen Aufkommen und der 
Streichung der Umsatzsteuerergänzungsanteile aus. Die Lohnsteuer sollte hälftig auf das Wohn-
sitzland und das Arbeitsstättenland verteilt werden. Im horizontalen Finanzausgleich sollten durch 
einen einfachen linearen Umverteilungstarif die überdurchschnittliche Finanzkraft mit einem Satz 
von beispielsweise 50 Prozent abgeschöpft und unterdurchschnittliche Finanzkraft mit demselben 
Satz aufgefüllt werden. Die Bundesergänzungszuweisungen sollten mit Ausnahme der pauscha-
lierten und zeitlich befristeten Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuweisungen für die neuen Bun-
desländer entfallen. 

36  Gerhard Schick: Bundesstaatsreform I. Für eine bürgernahe, effiziente und transparente Politik: 
Argumente zu Marktwirtschaft und Politik, Nr. 82, März 2004. 

 Gerhard Schick:  Bundesstaatsreform II. Bessere Politik durch eine transparente und effiziente 
Finanzverfassung: Argumente zu Marktwirtschaft und Politik, Nr. 83, April 2004. 
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6. Reformkonzept der Konrad-Adenauer-Stiftung37 

Das Reformkonzept geht von dem Grundgedanken eines bürgernahen Bundes-

staates aus, der die Rechte des Bürgers und der kleinen Einheiten in möglichst ho-

hem Maße schützt. Ausgangspunkt der Reformüberlegungen sind der Bürger und 

seine Möglichkeiten, Politik zu gestalten. 

 

„Mehr Effizienz und Transparenz im föderalen Staat“ beinhaltet nach den Intentionen 

des Reformkonzepts, dass in aufeinander aufbauenden Reformschritten eine födera-

le Ordnung angestrebt wird, in der die Staatsaufgaben den verschiedenen staat-

lichen Ebenen eindeutig zugeordnet sind, die hoch komplexen Gesetzgebungsver-

fahren und die Steuerverteilung so einfach und transparent geregelt sind, dass sie 

den Bürgern einsichtig sind. 

 

Das Konzept baut auf klaren Kriterien für die angestrebte Reform auf: Ausgehend 

von der Prämisse, dass der Föderalismus in Verbindung mit dem Subsidiaritäts-

prinzip die besten Voraussetzungen für einen bürgernahen Staat bietet, werden 

transparente politische Strukturen und Entscheidungsprozesse angestrebt. Eine 

grundlegende Föderalismusreform muss dem Subsidiaritätsprinzip uneingeschränkte 

Geltung verschaffen. Wenn politische Aufgaben und politische Verantwortung mög-

lichst nahe am Bürger angesiedelt sind, also den kleinst möglichen Einheiten über-

tragen werden, dann ist auch vom Bürger zu erwarten, dass er Verantwortung wahr-

nimmt. Eine wesentliche Stärke des Föderalismus, die Vielfalt politischer Lösungen, 

garantiert auch ein Höchstmaß an politischer Freiheit und politischer Kontrollmöglich-

keiten für den Bürger. Mit Blick auf den hohen Reformbedarf, vor allem um Wachs-

tum und Beschäftigung deutlich zu steigern und um die Sozialsysteme zukunftsfähig 

zu machen, müssen politische Entscheidungen konsequent, schnell und für die Bür-

ger nachvollziehbar getroffen werden. 

 

Aus diesen Kriterien werden grundlegende Zielsetzungen und Prinzipien abgelei-

tet, diese bilden die Maßstäbe für die nachfolgenden Reformmaßnahmen. Hier sind 

an erster Stelle zu nennen der Bürger und seine Möglichkeiten, Politik zu gestalten, 

                                           
37  Udo Margedant/Johannes von Thadden: Mehr Effizienz und Transparenz im föderalen Staat. Ein 

Konzept zur Föderalismusreform in zwei Stufen. Arbeitspapier N. 118/2003, Sankt Augustin, De-
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der Schutz demokratischer Rechte des Bürgers und eine wirksame Machtbegren-

zung durch vertikale Gewaltenteilung (These 1). Hierzu ist es vor allem erforderlich, 

dass die Balance zwischen Selbständigkeit und Eigenverantwortlichkeit der Länder 

und ihrer Kommunen einerseits und solidarischer Mitverantwortung der Länder für 

das Ganze andererseits dadurch gewährleistet ist, dass die Staatsebenen grundle-

gend entflochten und die Aufgaben eindeutig zugewiesen sind (Thesen 2 und 3) und 

Bürgernähe sowie Effizienz durch die Verbindung von Solidarität und Wettbewerb 

(These 4) gewahrt sind. Die konsequente Umsetzung des Konnexitätsprinzips (The-

se 5) und eine Neuordnung der Aufgabenverteilung (These 6) stärken Länder und 

Kommunen und steigern die Effizienz staatlichen Handelns. Bei allen Reformüberle-

gungen sind auch die Auswirkungen der europäischen Integration zu berücksichtigen 

(These 7). 

 

Die vorgeschlagenen Reformmaßnahmen sind leichter in mehreren Schritten 

durchzuführen. Die dringend kurzfristig erforderlichen Reformmaßnahmen 

betreffen die Kompetenzordnung und die Finanzverfassung gleichermaßen. Auszu-

gehen ist von einer strikteren Fassung der „Bedürfnisklausel“ in Art. 72 Abs. 2 GG 

(These 9), um die Ausübung der Bundeskompetenz zu begrenzen. Parallel hierzu 

sind die Bundesgesetzgebung effektiv zu kontrollieren und Öffnungsklausel zu Guns-

ten landesrechtlicher Abweichungen im Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung 

zu gewähren (These 10). In mehreren Schritten sind die Rahmengesetzgebung 

(These 11) und die konkurrierende Gesetzgebung (These 12) im Sinne der Reform-

absichten der Thesen 9 und 10 so zu reformieren, dass die Zahl der zustimmungs-

pflichtigen Gesetze radikal eingeschränkt und die Kompetenzordnung durch klare 

Aufgabenzuweisung transparent wird. Diesem Anliegen dienen auch die grundsätzli-

che Zuordnung der Verwaltungskompetenzen (These 13) und die Umgestaltung bzw. 

Streichung der Gemeinschaftsaufgaben (These 14). Analog zu den Gesetzgebungs-

kompetenzen ist die Finanzordnung zu entflechten und transparent zu gestalten 

(These 15) mit dem Ziel, Gesetzgebungskompetenzen und Finanzierungsverantwor-

tung zusammenzuführen (These 16), die Mischfinanzierungen abzubauen (These 

17), die Bundesergänzungszuweisungen zu reduzieren (These 18) und die Anoma-

lien des horizontalen Finanzausgleichs (These 19) abzubauen Die Reformen der Fi-

nanzordnung sollen die Steuerautonomie der Länder und Kommunen wieder herstel-

                                                                                                                                    
zember 2003. Kurzfassung in: Die Politische Meinung, Januar 2004, S. 23-28. 
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len und bei Wahrung des Solidaritätsprinzips Anreize für ein eigenverantwortliches 

Verhalten der Länder und damit für auch einen Wettbewerb um die bestmöglichen 

politischen Lösungen bieten. 

 

Zur Umsetzung der grundlegenden Zielsetzungen des Reformkonzeptes sind weite-
re Reformschritte erforderlich, die einerseits die Kompetenzen von Bund und Län-

dern weiter stärken und die Gesetzgesetzgebungsverfahren im den Bereichen ver-

einfachen, in denen ein Zusammenwirken der beiden Gebietskörperschaften unab-

dingbar ist (These 20), und andererseits durch die Einführung eines Steuertrennsys-

tems (These 21) die Steuerverteilung grundlegend entflechten. 

 

Das Reformkonzept appelliert an die Politik, den Weg zu grundlegenden Reformen 

zu ebnen. Es wendet sich zugleich an die Bürger und möchte ihnen die Stärken des 

Föderalismus nahe legen und sie zu verantwortungsvollem politischen Handeln er-

mutigen. 

 28



7. Stiftungsallianz Bürgernaher Bundesstaat 

Die fünf politischen Stiftungen der im Deutschen Bundestag vertretenen Fraktionen – 

Konrad-Adenauer-Stiftung, Heinrich-Böll-Stiftung, Friedrich-Ebert-Stiftung, Friedrich-

Naumann-Stiftung, Hanns-Seidel-Stiftung – sowie drei parteiunabhängige Stiftungen 

– die Bertelsmann Stiftung, die Ludwig-Erhard-Stiftung und die Stiftung Marktwirt-

schaft – haben sich am 15. Oktober 2003 zur Stiftungsallianz „Bürgernaher Bun-
desstaat“38 zusammengeschlossen. Damit treten erstmals alle renommierten Stif-

tungen in Deutschland, die sich mit politischen Fragen auseinandersetzen, in einer 

gemeinsamen Aktion an die Öffentlichkeit.  

 

„Handlungsfähiger Föderalismus erfordert mutige Reformschritte“. Mit diesem 

Anspruch möchte die Stiftungsallianz die politische Debatte als Impulsgeber und zi-

vilgesellschaftliches Forum begleiten. Die Stiftungsallianz verbindet mit „Bürgerna-
her Bundesstaat“ eine programmatische Aussage. Dahinter steht die Überzeugung, 

dass die bundesstaatliche Ordnung in Deutschland ein bewährtes und unverzichtba-

res Prinzip unserer Verfassungsordnung ist.  

 

Die Stiftungsallianz hat es sich zur Aufgabe gestellt, parteiübergreifend und im ge-
samtgesellschaftlichen Interesse die in Wissenschaft und Politik geführte Dis-

kussion zur Reform des Föderalismus stärker in die Öffentlichkeit zu tragen. Damit 

möchte sie insbesondere die Arbeit der Kommission zur Modernisierung der bundes-

staatlichen Ordnung konstruktiv begleiten und unterstützen. 

 

Die in der Allianz vertretenen Stiftungen befassen sich seit längerem intensiv mit 

Fragen der Zukunftsfähigkeit unseres Gemeinwesens. Unter Problemstellungen wie 

Verfassungspolitik und Regierungsfähigkeit, Demokratie, Forum XXI, Aspekte der 

Bürgergesellschaft, Bürgerorientierung oder Föderalismus in Deutschland und Euro-

pa bzw. Reform des Föderalismus werden in Veranstaltungen und diversen Publika-

tionen dabei schwerpunktmäßig die Anforderungen an einen bürgernahen Staat 

thematisiert. Angesichts dieses Selbstverständnisses ist der Bürgernahe Bundes-
staat ein zentrales Element, das die Arbeit aller Stiftungen verbindet. 

                                           
38  Siehe unter: www.buergernaher-bundesstaat.de 
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Die Stiftungen orientieren sich bei ihren Reformüberlegungen für einen bürgernahen 

Bundesstaat an fünf übergreifenden Zielen: 

- klare Zurechenbarkeit politischer Verantwortung durch Subsidiarität und Kon-

nexität bei der Erfüllung und Finanzierung der Aufgaben von Kommunen, Län-

dern und Bund,  

- größtmögliche Transparenz politischer Entscheidungsprozesse, 

- verbesserte Beteiligungsmöglichkeiten auf allen föderalen Ebenen, 

- Stärkung der Entscheidungsfähigkeit, 

- Ausgewogenes Verhältnis von notwendiger Solidarität und Leistungsanreizen 

für föderalen Wettbewerb um die beste politische Lösung. 

 

Mit gemeinsamen Veranstaltungen39, die von allen Stiftungen getragen werden 

und auch in Kooperation mit anderen Partner stattfinden, möchte die Stiftungsallianz 

ihr Anliegen der interessierten Öffentlichkeit unterbreiten. Parallel zu den gemeinsa-

men Aktionen führen die Stiftungen auch eigene Veranstaltungen – teilweise in 

Kooperation mit anderen Stiftungen der Allianz oder anderen Partnern – durch und 

vermitteln ihre jeweiligen Reformvorstellungen in Form von Reformkonzepten, Gut-

achten oder sonstigen Publikationen.  

                                           
39  Veranstaltungen der Stiftungsallianz Bürgernaher Bundesstaat: 
 Bürgernaher Bundesstaat. Leitbilder eines modernen Föderalismus. 31. März, Berlin, Preußischer 

Landtag; 
 Verantwortlich – handlungsfähig – bürgernah. Wege zur Aufgabenentflechtung im Bundesstaat. 19. 

Mai, Bonn, Haus der Geschichte; 
 Reform der Institutionen. 22. Juni 2004, München, Bayerischer Landtag; 
 Entflechtung und Finanzordnung. September 2004, voraussichtlich Magdeburg. 
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8. Reformkommission zur Modernisierung der bundes-
staatlichen Ordnung 

Die Ministerpräsidentenkonferenz (MPK) hat auf ihrer Jahreskonferenz im Dezember 

1998 in Potsdam eine „umfassende Überprüfung mit dem Ziel der Modernisierung 

der bundesstaatlichen Ordnung“ auf die Tagesordnung gesetzt. Diese MPK-Initiative 

scheiterte jedoch zunächst und wurde nur in der länderoffenen Arbeitsgruppe der 

Staats- und Senatskanzleien unter dem Titel „Modernisierung der bundesstaatlichen 

Ordnung“ fortgesetzt. In einem erneuten Anlauf forderte die MPK vom 20. Dezember 

2001 eine Modernisierung der bundesstaatlichen Ordnung durch klarere Abgrenzung 

von Kompetenzen und Zuständigkeiten zwischen Bund und Ländern auf der Grund-

lage des Subsidiaritätsprinzips. Im März 2002 fasste der Bundesrat den Beschluss, 

dass im Zuge der angestrebten Neugestaltung der föderativen Aufgabenzuteilung 

und der Finanzbeziehungen nach 2004 die Aufteilung der nationalen Kofinanzierung 

(Mischfinanzierung) zwischen Bund und Ländern zu überprüfen und weiter zu ent-

wickeln sei.  

 

Am 16./17. Oktober 2003 haben Bundestag und Bundesrat den Beschluss gefasst, 

eine gemeinsame Kommission zur Modernisierung der bundesstaatlichen Ord-
nung einzusetzen.40 Die Kommission hat den Auftrag, Vorschläge mit dem Ziel zu 

erarbeiten, die Handlungs- und Entscheidungsfähigkeit von Bund und Ländern zu 

verbessern, die politischen Verantwortlichkeiten deutlicher zuzuordnen sowie die 

Zweckmäßigkeit und Effizienz der Aufgabenerfüllung zu steigern. Insbesondere soll 

sie die Verteilung der Gesetzgebungskompetenzen auf Bund und Länder, die Zu-

ständigkeiten und Mitwirkungsrechte der Länder bei der Gesetzgebung des Bundes 

sowie die Finanzbeziehungen zwischen Bund und Ländern überprüfen. Berücksichti-

gung sollen auch die Weiterentwicklung der Europäischen Union und die Situation 

der Kommunen finden. Die 32 stimmberechtigten Mitglieder der Kommission – je-

weils 16 Repräsentanten aus Bundestag41 und Bundesrat42 – werden unterstützt von 

                                           
40  Informationen zur Kommission von Bundestag und Bundesrat zur Moderni-sierung der bundes-

staatlichen Ordnung (Arbeit und Zusammensetzung der Kommission, Sitzungstermine, stenografi-
sche Protokolle, Dokumente) sind zugänglich über:  
www1.bundesrat.de/coremedia/generator/Inhalt/DE. 

41  ordentliche Mitglieder, siehe unter 10.2 a und Stellvertreter unter 10.2 b. 
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12 Sachverständigen43. Hinzukommen zehn beratende Mitglieder, die von der Bun-

desregierung44 und den Landtagen45 benannt wurden, und als ständige Gäste die 

kommunalen Spitzenverbände46. Die ersten Anhörungen und Sitzungen der beiden 

Arbeitsgruppen zur Kompetenzordnung und zur Finanzordnung lassen erwarten, 

dass die Beziehungen zwischen Bund und Ländern eher moderat als grundlegend 

geändert werden. Für einen erfolgreichen Abschluss spricht, dass die politischen 

Parteien weitgehend darin überein, politisches Handeln durch Entflechtung zu er-

leichtern. Allerdings divergieren die Interessen von Bund und Ländern sowie der 

Länder untereinander zur Zeit noch in einigen zentralen Punkten wie z.B. bezüglich 

eines Zugriffsrechts der Länder auf bestimmte Materien der konkurrierenden Gesetz-

gebung. Äußerst schwierig gestalten sich die Verhandlungen im Bereich der Finanz-

ordnung. Einig ist man sich darin, den Solidarpakt II nicht anzutasten und damit auch 

den gesamten Komplex des Finanzausgleichs auszuklammern. Die Kommission 

konzentriert sich auf die Aufgabe, die Mischfinanzierungen wie die Gemeinschafts-

aufgaben, die Geldleistungsgesetze und die Finanzhilfen zu entflechten. Strittig ist 

zur Zeit auch die Forschungs- und Bildungspolitik. 

                                                                                                                                    
42  Die ordentlichen Mitglieder sind die Ministerpräsidenten der Länder. Stellver- 

treter, siehe unter: 10.2 d.  
43  Liste, siehe unter 10.2. f. 
44  Dr. Frank-Walter Steinmeier, Chef des Bundeskanzleramtes (Rolf Schwanitz, Staatsminister); Bri-

gitte Zypries, Justizministerin (Dr. Hansjörg Geiger, Staatssekretär); Hans Eichel, Finanzminister 
(Volker Halsch, Staatssekretär), Renate Künast, Ministerin für Verbraucherschutz, Ernährung und 
Landwirtschaft (Alexander Müller, Staatssekretär). 

45  Siehe, unter 10.2. e. 
46  Deutscher Städtetag: Dr. Stephan Articus (Monika Kuban); Deutscher Landkreistag: Prof. Dr. 

Hans-Günter Henneke (Jörg Duppré); Deutscher Städte- und Gemeindetag: Dr. Gerd Landsberg 
(Helmut Dedy). 
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47  In Klammern Stellvertreter. 
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 E-Mail: webmaster@fiwi.uni-hannover.de 
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 E-Mail: Hans=Meyer@rewi.hu-berlin.de 
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Tel. 0221/3771-230 FAX 0221/3771-100 

E-Mail: post@staedtetag.de 
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der CDU und CSU Deutschlands 

Klingelhöferstraße 8, 10785 Berlin 

Tel. 030/22070-470 FAX 030/22070-479 

E-Mail: tim.bornholt@cdu.de 
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